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Magdalena Martullo-Blocher
nimmt das Erbe ihres Vaters an
Die Nationalrätin soll die SVP in den Kampf gegen die EU-Verträge führen – wie ihr das gelingt? Eindrücke aus Ramsei im Emmental

SAMUEL TANNER

Irgendwann werde sich das Problem von
alleine lösen, dachten die Gegner von
Christoph Blocher lange. Irgendwann
sei auch die ewige Galionsfigur der SVP
am Ende der Kräfte angelangt, und es
verblasse der Geist von 1992, als Blocher
durch die Hallen des Landes zog, bis er
den EWR-Vertrag und die Classe poli-
tique gebodigt hatte.

Aber in dem Moment, in dem sich
ChristophBlocher langsam zurückzieht,
steht seineTochterMagdalenaMartullo-
Blocher in derHalle einerHolzbaufirma
in Ramsei im Emmental, um die SVP in
den Kampf gegen die neuen EU-Ver-
träge zu führen.Ramsei liegt weitab von
dengrossenVerkehrsachsen,aber andie-
sem Dienstagabend sind siebenhundert
Leute gekommen. Das Rednerpult ist
umgeben von einem Hellebarden-Heer,
«Nein» prangt gross auf Plakaten, auf
der Holzbühne erinnert singend schon
der Jodlerklub Oberfrittenbach an die
Idylle: «Mir hei hie s Paradies uf Ärde»,
«Mis Hüsli steit no zmitzt im Grüene».

Martullo-Blocherwird vonderMode-
ratorin vorgestellt als «die Frau, deret-
wegen wir alle hier sind». Vor und nach
ihr gibt es auch Programm, aber sie ist
die Headlinerin dieses Abends, fünf-
zig Minuten lang wird sie reden. An-
fangs scheint sie sich in der neuen Rolle
selbst noch nicht zu trauen, «ich habe
etwas Langes vorbereitet», kündigt sie
an,«ichwill schauen,ob ihr durchhaltet».

«Warum will die EU die Verträge?»,
fragt sie dann. «Sie will, dass die Schweiz
gleich schlecht ist wie sie selbst.» In der
Schweiz rentiere es noch, aber das wolle
die EU ändern. «Und die Classe poli-
tique gibt diesem Druck nach.» Spätes-
tens in dem Moment ist der blocher-
sche Geist wieder da, übermittelt von
der Erbfolgerin.

Eine spezielle Task-Force

Magdalena Martullo-Blocher werde die
neue Galionsfigur gegen die EU-Ver-
träge sein, heisst es in den Führungs-
zirkeln der SVP. Als Milliarden-Unter-
nehmerin sei sie am glaubwürdigsten,
zudem habe sie natürlich den richtigen
Namen. Bei einer Pressekonferenz der

SVP, an der neben ihr auch zehn wei-
tere Nationalräte auftreten durften, gab
der Fraktionschef ThomasAeschi ihr als
Erste dasWort.Die anderenSVPlermüs-
sen sich ihren Platz erkämpfen.Der Par-
teipräsident Marcel Dettling etwa ist in
Ramsei zwar auch präsent, aber nur als
Pappkamerad mit Hellebarde beim Ein-
gang. Im Sommer war es bereits Mar-
tullo-Blocher, die einen siebenteiligen
Anti-EU-Podcast für die SVP aufnahm.
DieSerie heisst «SevenThinkingSteps» –
was an einenSRF-Dok-Filmerinnert,der
sie lange vor ihrer politischenKarriere zu
einerArtKultfigur gemacht hat («Doyou
know dä seven sinking steps?»).

Der Auftritt in Ramsei ist organisiert
von einer speziell gegründeten Anti-
EU-Task-Force, die der langjährige
Kampagnenchef desBauernverbands lei-

tet. Der zackige Thurgauer Urs Schnei-
der ist der wahrscheinlich erfolgreichste
Campaigner der konservativen Schweiz.
DieKämpfe gegen dieTrinkwasser- oder
dieMassentierhaltungsinitiative gewann
er, indem er persönlich von Hof zu Hof
fuhr, um zu kontrollieren, ob die Bauern
dieAbstimmungsplakate aufgehängt hat-
ten.Das ist sein Spirit. InRamsei hechtet
er nach Martullo-Blochers Rede höchst-
persönlich nach vorne, um die Bühne
umzubauen. Eigentlich ist er inzwischen
pensioniert, aber die SVP wollte ihn un-
bedingt in der Task-Force. Er will gleich
vorgehen wie früher im Bauernverband,
so erklärt er es: erstens so früh wie mög-
lich mit der Informationsphase anfan-
gen, zweitens die Narrative verankern,
bevor dann drittens die Krönung folge:
die Kampagne durchziehen.

Zur ersten Phase gehört der Podcast,
mit dem die SVP noch während derVer-
nehmlassung die Parolen anderer Ver-
bände und Parteien beeinflussen wollte.
Und zu dieser ersten Phase gehören
auch mehrere Grossevents mit Magda-
lena Martullo-Blocher. In Ramsei wird
der Grossraum Bern abgedeckt, im
Februar folgt ein ähnlicher Event in der
Ostschweiz, im Mai einer in der Inner-
schweiz. Jeder Abend hat sein eigenes
Drehbuch, alles scheint generalstabs-
mässig geplant.

Der Vergleich hinkt

«WiederVater»,sagt ein ältererMann im
Publikum, nachdem Martullo-Blocher
den Bundesrat gegeisselt («Kein Land
ist so dumm wie unser Bundesrat») und

vor den EU-Kontrolleuren gewarnt hat
(«Die haben es in sich!»).DerVergleich
wird sie weiter begleiten, auch wenn er
hinkt.Noch ist unklar,ob dieTochter das
Erbe desVaters weiterzuführen vermag.

Er konnte eine ungeheure rhetori-
sche Kraft entwickeln, indem er die Ge-
schichte der Schweiz instrumentalisierte,
indem er genauso höhnte und donnerte,
wie er witzelte, und indem er von seinem
Manuskript abwich, weil er vom Refe-
rieren ins Erzählen gekommen war. Er
zog in seinem bäuerlichen Wankelgang
durch die Mehrzweckhallen. Er konnte
sagen, er wisse, wie man sich als Bauer
fühle und wie als Exportunternehmer –
und es stimmte beides.

Sie referiert in Ramsei in einem un-
erschütterlich monochromen Erläute-
rungssound. Ihre Erzählhaltung ist die
der Erfolgsunternehmerin, die einfach
nicht glauben kann, wie naiv um sie
herum alle sind.Dieses Manuskript ver-
sucht primär die Überlegenheit der Red-
nerin zu unterstreichen.Aus dem Publi-
kum kommt nach ihrer Rede dankbarer
Applaus, aber man steht nicht dazu auf.

Am stärksten reagieren die Leute, als
sie in der Fragerunde spontan antworten
muss. Ein Mann aus der direkten Nach-
barschaft scheint die EU ein bisschen
verteidigen zu wollen. Zumindest be-
richtet er bestens gelaunt, er habe jahre-
lang beimAutofahren eine Brille tragen
müssen, aber dank neuen EU-Regeln
dürfe er jetzt im Alter darauf verzich-
ten. «Früher, als Sie keine Brille brauch-
ten, mussten Sie eine tragen. Und jetzt,
da Sie eine brauchen, sollen Sie darauf
verzichten?», gibt Martullo-Blocher zu-
rück. Da sehe er mal, wie absurd die
EU-Bürokratie sei! Das gibt Stimmung.

Am Ende will Magdalena Martullo-
Blocher dieLeute imEmmental noch be-
ruhigen.Auch wenn es gerne anders dar-
gestellt werde: Die Schweiz gehe nicht
unter, wenn sie diese EU-Verträge ab-
lehne. Ihr Argument dazu? Die Ab-
stimmung über den EWR im Jahr 1992.
«Schon damals hiess es: ‹Volksverhetzer
Blocher führt die Schweiz in den Unter-
gang.›» Und was sei stattdessen passiert?
«Wirmachten neueVerträge,waren prag-
matischer, schlauer.»Wie es gestern war,
soll es auch morgen sein.DerVater bürgt
für dieTochter.Sokann sieweitermachen.

Umgeben von Hellebarden zieht Magdalena Martullo-Blocher in Ramsei gegen die EU-Verträge ins Feld. CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE

Abgeschafft – doch der Eigenmietwert sorgt weiter für Ärger
Eigenheime im Aargau sollen steuerlich bis zu doppelt so viel wert sein wie bisher

ERICH ASCHWANDEN

Am 28. September haben Eigenheim-
besitzer im ganzen Land die Korken
knallen lassen. Überraschend deutlich
stimmte das Volk der Abschaffung des
ungeliebten Eigenmietwerts zu. ImKan-
ton Aargau, wo sämtliche Gemeinden
dieVorlage annahmen, ist die Freude in-
zwischen dem Katzenjammer gewichen.

Unmittelbar nach dem Ende desAb-
stimmungskampfs erhielten sämtliche
Liegenschaftsbesitzer ein Schreiben
vom kantonalen Steueramt. Post von
dieser Behörde ist in der Regel nicht
erfreulich. Im aktuellen Fall war die
Empörung besonders gross. Aufgrund
einer Datenpanne erhielten einige Bür-
ger Verfügungen mit falschen Eigentü-
merangaben. So stand bei einigen Haus-
eigentümern der Name der geschiede-
nen Ehefrau oder der verstorbenen
Mutter auf dem Bescheid, wie die «Aar-
gauer Zeitung» berichtete. Das kanto-
nale Steueramt entschuldigte sich später
in aller Form für die falschenAngaben.

Auch der Inhalt der Verfügung hat
teilweise für Entsetzen gesorgt. So
schätzt die Steuerverwaltung den Wert
der Häuser und Wohnungen teilweise
doppelt so hoch ein wie zuvor.Bei unbe-
bauten Grundstücken kommt es in eini-
gen Fällen zu einerVersechsfachung des

geschätzten Wertes. Dies hat selbstver-
ständlichAuswirkungen auf die nächste
Steuerrechnung.

Frühestens ab 2028

Nun könnte man sich fragen, was das
Ganze soll, da die Schweiz den Eigen-
mietwert doch abgeschafft hat. Doch so
schnell geht das nicht.Bereits amAbend
des Abstimmungssonntags kündigte
Finanzministerin Karin Keller-Sutter
an, dass diese Reform frühestens 2028
in Kraft treten werde. Für die Aargauer
ist das besonders bitter.

Aufgrund von Entscheiden des Bun-
desgerichts und des Aargauer Verwal-
tungsgerichts muss der Kanton die Be-
steuerung des Eigenmietwerts erhöhen.
Einerseitswurdendeshalb sämtlicheLie-
genschaften neu geschätzt. Zum letzten
Mal war dies 1998 der Fall. Seither sind
die Immobilienpreise andenmeistenOr-
ten gestiegen. Andererseits wurde der
Steuerwert erhöht.Bisher lag derEigen-
mietwert bei 60Prozent derMarktmiete.
Neu liegt dieserWert bei 62 Prozent.

Walter Richner versteht die Welt
nicht mehr. «Wir vom Komitee Eigen-
mietwert-Nein haben mit viel Herzblut
gekämpft und sind stolz auf den sensa-
tionellen Erfolg.Und nun dies», sagt der
Rentner ausBenzenschwil.«Extrempro-

blematisch» sei aus seiner Sicht,dass das
kantonale Steueramt in seinenVerfügun-
gen die dazu notwendigen Fakten nicht
bekanntgebe, wie die Neuschätzung zu-
stande gekommen sei. «Deshalb wissen
wir gar nicht,wiewir die neueVerfügung
anfechten können», sagt Richner.

Das Komitee Eigenmietwert-Nein
hat deshalb eine Petition gestartet.Darin
werden die Regierung und das Kantons-
parlament aufgefordert, «wie in Anbe-
tracht des Volkswillens am 28. Septem-
ber die Erhöhung der Eigenmietwerte
im Herbst 2025 abgefedert oder neu-
tralisiert werden kann».Ausserdem ver-
langen die enttäuschten Hauseigentü-
mer vom Steueramt individuelle Be-
gründungen für den neuen Schätzwert.
Wenige Tage nach dem Start haben be-
reits über 1700 Personen die Petition
unterzeichnet.

Im Zweifelsfall rekurrieren

Jeanine Glarner wird gleich in drei
Funktionen durch die seltsamen Vor-
gänge im Aargau auf Trab gehalten: als
Präsidentin des kantonalen Hauseigen-
tümerverbandes (HEV), als FDP-Gross-
rätin und als Gemeindeammann von
Möriken-Wildegg. Auf der HEV-Web-
site hat sie Musterschreiben für einen
Rekurs gegen Schätzungsverfügungen

aufgeschaltet. «Wir empfehlen unseren
Mitgliedern im Zweifelsfall dringend,
vorsorglich Rekurs einzulegen», sagt sie.
«Das sichert den Rechtsanspruch und
gibt Zeit, um die Begründung mit unab-
hängigen Gutachten oder weiteren Be-
weismitteln nachzureichen.» Die «teil-
weise absurdenWerte» müsse der Staat
begründen.

Als Kantonsparlamentarierin sucht
sie auf dem politischen Parkett nach
einem Ausweg aus der verzwickten
Lage. Im Grossen Rat sind bereits meh-
rere Interpellationen eingereicht wor-
den. Ausserdem planen FDP und SVP
einen Vorstoss, in dem die Regierung
aufgefordert wird, die Neuschätzung
der Eigenmietwerte auszusetzen. «Das
ist dringend nötig, denn es wird Ein-
sprachen nur so hageln», sagt Glarner
überzeugt. In ihrer Funktion als Ge-
meindeammann fragt sie sich, ob es
angesichts der jüngsten Vorfälle wirk-
lich klug ist, Prozesse im Steuerbereich
beim Kanton zu konzentrieren, wie der
Regierungsrat es plant. «Die völlig ver-
unglückte Übung mit den Eigenmiet-
werten muss politische Konsequenzen
haben, die weit über diesen Fall hin-
ausgehen», betont sie.

Jeanine Glarner rechnet jedoch da-
mit, dass die Regierung die ganze Übung
nicht einfach abblasen wird.Die Steuer-

gesetzrevision, auf welcher die Er-
höhung der Eigenmietwerte beruht, sei
zu einem Zeitpunkt eingeleitet worden,
als sich das Ende des Eigenmietwertes
noch nicht einmal im nationalen Par-
lament abgezeichnet habe. «Die dar-
aus resultierenden Steuereinnahmen
hat der Regierungsrat fest eingeplant,
darauf wird er nicht verzichten wollen»,
sagt Glarner.

Zürcher haben Glück

ImKanton Zürich hätte es zu einer ähn-
lichen Situation wie im Aargau kom-
men können. Auch hier musste die
Regierung die Eigenmietwerte auf-
grund von Gerichtsentscheiden an die
Marktentwicklung anpassen. Die ent-
sprechenden Entscheidungen waren
bereits getroffen und kommuniziert
worden. Am Abend des 28. Septem-
bers teilte die Finanzdirektion jedoch
mit, dass der Kanton auf die Erhöhung
der Eigenmietwerte verzichte.Während
der Übergangszeit bis zur Abschaffung
des Eigenmietwerts sollen die aktuel-
len Werte massgebend bleiben.

Laut JeanineGlarner konnte derZür-
cherRegierungsrat dies in eigenerRegie
entscheiden, da es sich nur um eineVer-
ordnung handelt. ImAargaumüsste hin-
gegen das Gesetz geändert werden.


